
der Zeit von 1900 bis 1948. Neubauten gibt es 
nicht. 41,8 Prozent besitzen kein eigenes Bad 
und WC. Die Investitionsbereitschaft im Hin-
blick auf Neubauten oder Modernisierung der 
Altbauten wird durch die Ausweitung der 
August-Thyssen-Hütte und der immer stärker 
werdenden Industrialisierung des Gebiets ver-
hindert.

Neben Dortmund gehört Duisburg zu den in 
der Bundesrepublik am meisten mit der Indu-
strie verzahnten Stadtgebieten. In Duisburg- 
Hamborn leben Zehntausende von Menschen 
hautnah mit den Industrieanlagen zusammen. 
Eine Verbesserung der Wohnqualität durch 
Abriß überalterter und in der Bausubstanz 
schlecht gewordener Häuser kommt kaum in 
Frage, da nach dem sogenannten Abstands-
erlaß der nordrhein-westfälischen Landesre-
gierung Neubauten von einer 1,1 Kilometer 
messenden industrieanlagenfreien Bannmeile 
umgeben sein müssen. Diese Auflage kann 
die Stadt Duisburg nicht erfüllen.

Am stärksten von der Verzahnung zwischen 
Hochöfen und Wohngebieten ist der Bereich 
in und um Hamborn betroffen. Die Hamborner 
bleiben so lange in ihren Altbauten wohnen, 
bis diese verrotten. Wenn diesem Prozeß der 
„Hambornisierung" Einhalt geboten werden 
soll, müssen u. a. die Immissionen so radikal 
gesenkt werden, daß keine Gesundheitsge-
fährdung mehr zu befürchten ist. Dem unauf-
haltsamen Aufstieg Hamborns vom Dorf zur 
Großstadt folgt nicht der ebenso plötzliche 
Fall, sondern vermutlich eine lange Periode 
sozialen Siechtums.

6. Sozialstrukturelle Aspekte

Bei den durch Bergbau- und Schwerindustrie 
angezogenen Arbeitskräften war die Sozial-
struktur Hamborns von Anfang an sehr ein-
seitig auf einen hohen Anteil von Arbeitern 
an der Gesamtzahl der Erwerbspersonen aus-
gerichtet. Als Hamborn im Jahre 1910 die 
100 000-Grenze erreichte, waren von den rund 
37 500 Erwerbstätigen 33 000 (= 88 0/0) Arbei-
ter, Gesellen, Gehilfen und Lehrlinge. Berg-
bau und Industrie bestimmen und prägen 
auch heute noch die Sozialstruktur, so daß 
der nachrückende bzw. sich im Laufe der Zeit 
bildende Mittelstand die bestehenden „Sozial-
lücken" kaum ausgleichen kann.

71,6 Prozent der Einwohner von Hamborn- 
Bruckhausen haben nur Volksschulabschluß. 
Entsprechend niedrig liegen die Quoten bei 
weiterführenden Abschlüssen. Das stark indu-
strielle Element dieses Stadtteils kommt auch 

darin zum Ausdruck, daß 72,9 Prozent nach 
ihrer beruflichen Stellung Arbeiter sind.

Schmidthorst-Neumühl, ein weiterer Ortsteil 
Hamborns, hat einen hohen Anteil an Jugend-
lichen, da die sozial auffälligen Familien aus 
dem gesamten Stadtgebiet hier untergebracht 
werden. Gerade hier ist ein hoher Anteil an 
arbeitslosen Jugendlichen ohne Hauptschul-
abschluß vorhanden. 64,1 Prozent sind Arbei-
ter, 66,9 Prozent der Einwohner besitzen nur 
den Hauptschulabschluß. Die Quote derjeni-
gen, die Abitur oder Mittlere Reife haben, ist 
um die Hälfte niedriger als in der Stadt Duis-
burg.

Der Anteil der Jugendlichen im Alter von 15 
bis unter 21 Jahren im gesamten Duisburger 
Stadtgebiet beträgt 8,2 Prozent (Bundesdurch-
schnitt: 7,7 °/o). Daran gemessen liegt der Ju-
gendlichenanteil in Hamborn noch erheblich 
höher. Dies gilt insbesondere für die Ortsteile 
Obermarxloh (8,8 °/o), Bruckhausen (9,1%) 
und Schmidthorst-Neumühl (9,7 °/o). Dieser 
überdurchschnittlich hohe Jugendlichenanteil 
in Verbindung mit dem hohen Bevölkerungs-
anteil an Arbeitern und Bewohnern mit 
Volksschulbildung erklärt die hohe Arbeitslo-
senquote bei Jugendlichen im Arbeitsamtsbe-
zirk Duisburg: Mehr als jeder vierte Arbeits-
lose (26,3 %) war im September 1974 in Duis-
burg unter 20 Jahre alt. Im Vergleich zu 
Nordrhein-Westfalen (14,8%) oder gar zum 
Bundesgebiet (12,5%) hält Duisburg die 
Spitze.

Die vorliegende Statistik der Arbeitsamtsbe-
zirke enthält keine aufgeschlüsselten Zahlen 
für einzelne Stadtteile. Für Hamborn muß da-
her aufgrund der ermittelten sozialstrukturel-
len Daten davon ausgegangen werden, daß 
die Jugendarbeitslosenquote noch erheblich 
über dem Duisburger Durchschnittswert liegt. 
Damit kann Hamborn als das in der Bundesre-
publik am stärksten von der Jugendarbeitslo-
sigkeit betrogene Großstadtgebiet angesehen 
werden. Unter Einschluß der „Dunkelziffer" 
(insbesondere bei arbeitslosen Mädchen) ist 
etwa jeder dritte bis vierte arbeitslose Ham-
borner ein Jugendlicher unter 20 Jahren. In 
diesem Brennpunkt der Jugendarbeitslosig-
keit ein sozialpädagogisches Handlungs-For-
schungs-Projekt durchzuführen, war für den 
Projektträger — die Arbeiterwohlfahrt Duis-
burg — Pflichtaufgabe und Chance zugleich. 
Hier konnten direkte, situationsbezogene Hil-
fen angeboten und unmittelbare Vor-Ort-Ein- 
sichten über die Lebenssituation arbeitsloser 
Jugendlicher gesammelt werden.



V. Projektrealisierung
1. Problemorientierte Gespräche

Im Verlauf von sechs Monaten (Herbst 1975/ 
Frühjahr 1976) haben die fünf Streetwor-
ker zu etwa 130 arbeitslosen Jugendlichen in 
Hamborn Kontakt aufgenommen. Angesichts 
der vorhandenen relativ geringen realen 
Hilfsmöglichkeiten haben die Streetworker in 
den letzten sechs bis acht Projektwochen da-
von abgesehen, neue Gesprächskontakte auf-
zunehmen. Vielmehr kam es ihnen jetzt dar-
auf an, die gewonnenen Kontakte zu intensi-
vieren und die Jugendlichen auf die Zeit nach 

der Beendigung des Projekts vorzubereiten. 
Dazu wurden zunächst von den Streetworkern, 
anschließend auch von den Jugendlichen selbst 
Zusammenkünfte organisiert.

Mit vierzig Jugendlichen wurden intensive, 
problemorientierte Einzelgespräche geführt. 
Die Streetworker bedienten sich dazu eines 
eigens hierfür entwickelten Fragen-Rasters, 
der auf fünf nicht isoliert zu sehende Erfah-
rungsbereiche (Person-Familie-Arbeit/Beruf- 
Freizeit-Offentlichkeit/Institutionen) Bezug 
nahm 19). Der Fragen-Raster wurde von den

19) Auf diese Weise sind eine Reihe von Einzel-
fallschilderungen entstanden, die als Grundlage für 
die nachfolgende Darstellung der Projektergebnisse 
und der sich abzeichnenden Tendenzen dienten. Der 
Abdruck dieser Gesprächsprotokolle würde den 
Rahmen dieser zusammenfassenden Darstellung 
sprengen. Um eine Vorstellung von Form und In-
halt der Gespräche zu erhalten, wird im folgenden 
exemplarisch das Gespräch mit B. wiedergegeben.

B., weiblich, 17 Jahre, neun Monate arbeitslos

Zu 1: Person

B. beurteilt ihre derzeitige Situation rein emotio-
nal als „mies". Die derzeitige Situation sieht B. 
indirekt als selbstverschuldet an (Krankheit). Bei 
intensiver Befragung schränkt B. ein: „Wenn we-
niger Arbeitskräfte da wären, hätte er mich nicht 
entlassen." Im Vordergrund stehen vor allem 
finanzielle Probleme: „Ich muß mich ganz schön 
einschränken mit dem bißchen Arbeitslosengeld." 
Im persönlichen Bereich sieht sich B. als „nicht 
mehr so ausgeglichen" an. „Früher habe ich ge-
arbeitet und bin kaputt nach Hause gekommen 
und haße mich aufs Duschen gefreut. Nachher war 
man ein völlig neuer Mensch. Man wußte, wofür 
man arbeitet (Geld). Heute habe ich oft Lange-
weile und weiß nicht, was ich tun soll."

Zu 2: Familie

„Von meiner Arbeitslosigkeit sind natürlich alle 
betroffen", meint B. „Andauernd liege ich meiner 
Mutter auf der Tasche, und dabei fühle ich mich 
nicht wohl und bin oft launisch." „Meine Mutter 
meint auch, daß ich entlassen wurde, weil ich 
krank bin", fügt B. hinzu; ihre Mutter ist aber 
auch der Meinung, daß „meine Entlassung auch 
mit den zu vielen Arbeitskräften zusammenhängt". 
„Wir sprechen nicht viel darüber, warum so viele 
arbeitslos sind. Da hat sicher die Regierung was 
falsch gemacht." B.'s Pläne sind durch ihre Arbeits-
losigkeit kaum beeinflußt worden. Sie würde zwar 
lieber Geld zur Gründung ihres Hausstandes ver-
dienen, um somit' auch etwas unabhängiger von 
ihrem Verlobten zu sein: „Daß W. alles bezahlen 
muß, finde ich ja auch nicht nicht gut." „Ich mache 
jetzt immer den Haushalt, aber das finde ich nicht 
so schlimm."

Zu 3: Arbeit/Beruf
Wenn B. Ende April aus dem Krankenhaus ent-
lassen wird, tritt sie zusammen mit ihrer Mutter 
und ihrem Verlobten ihre erste Urlaubsreise an.

„Bis zum Urlaub möchte ich keine feste Arbeits-
stelle, vielleicht halbtags putzen. Nach dem Urlaub 
gehe ich in die Fabrik, denn dann gelte ich als 
erwachsen, weil ich nicht mehr in die Berufsschule 
brauche." B. möchte endlich Geld verdienen: „Geld 
ist wichtiger als die Art der Arbeit. Mein Berufs-
wunsch ist Friseuse. Aber ich bekomme ja Ekzeme 
an den Händen von der Farbe; sonst hätte ich den 
Beruf erlernt." (B. absolvierte während ihrer Schul-
zeit ein Praktikum bei einem Friseur, der ihr eine 
Lehrstelle anbot. B. konnte die chemischen Sub-
stanzen jedoch nicht vertragen.) Weitere Berufs-
aussichten schiebt B. angesichts ihrer Heiratspläne 
auf. „Ich möchte erst mal heiraten, dafür spar ich 
ja auch; außerdem bekomme ich bei meiner Berufs-
schulpflicht sowieso keine Arbeit." Kontakte zu 
anderen Arbeitskollegen bestehen seit ihrer Ent-
lassung nicht mehr.

Zu 4: Freizeit
B. beschäftigt sich hauptsächlich mit der anfallen-
den Hausarbeit. „Jeden Tag wird geputzt. Das 
Essen kocht mal meine Mutter, mal ich. Sonst lese 
ich (Hefte, Romane), handarbeite, sticke, stricke, 
häkele, nähe" (im Hinblick auf ihren Hausrat). 
„Oft gehe ich mit meinem Verlobten zur Schwie-
germutter. — Wir haben noch eine alte Clique 
von früher, der Schule und so. Wir kennen uns 
jetzt schon seit vier Jahren, so lange ich hier 
wohne. Aber mein Verlobter sieht das nicht gerne, 
wenn ich mit den anderen zusammen bin. Dann 
stehen wir vor den Türen oder gehen auf den 
Spielplatz. Ich bin dann so albern, sagt W. Wir 
wollen uns jetzt mal alle wieder treffen und dann 
alles machen, was wir schon früher gemacht haben 
(Schwimmen, Spazierengehen). Dadurch, daß ich 
arbeitslos bin, hat sich in der Clique nichts geän-
dert. Alle sind genauso wie früher." Eine Verrin-
gerung der Kontakte hängt nach B.'s Meinung nicht 
mit ihrer Arbeitslosigkeit zusammen: „Das hängt 
davon ab, ob wir rausgehen. Seit ich meinen Ver-
lobten kenne; habe ich viele Menschen kennen-
gelernt. Ich bin natürlich jetzt immer zu Hause, 
aber Leute kann ich wohl immer kennenlernen. 
Freizeitgewohnheiten brauche ich nicht aufzuge-
ben, weil mein Verlobter alles bezahlt. Aber sonst 
muß ich immer rechnen mit dem Geld und drehe es 
dreimal um, bevor ich es ausgebe. Ich muß schon 
zurückstecken."

Zu 5: Öifentlichkeit/Institutionen
„Ja, ich hab oft so ein Gefühl, daß ich schlechter 
bin als die, die arbeiten. So auf der faulen Haut



Jugendlichen keineswegs als störend empfun-
den, weil er nur in den Fällen, in denen län-
gere Kontakte vorhanden und auch ein Ver-
trauensverhältnis zwischen Jugendlichen und 
Streetworker gegeben war, als „Tischvorlage" 
für den Streetworker Verwendung fand. An-
sonsten diente er als allgemeiner Orientie-
rungsrahmen.

Wie die Streetworker berichteten, stellte der 
Fragen-Raster eine gute methodische Hilfe für 
sie dar. Die Gespräche verliefen zielstrebiger, 
strukturierter, systematischer. Dabei bedeute-
te die starre Form keine Barriere oder eine 
Abgrenzung für andere Themenbereiche. Oft 
betonten die Jugendlichen selbst: „Das halt' 
ich auch noch für wichtig" oder sie schweif-
ten ab und berichteten von aktuellen Ereig-
nissen und Problemen (z. B. „Krach mit der 
Oma"). Das Abschweifen war auch in der 
Frage- und Gesprächstechnik begründet. „Ja"- 
und „Nein"-Antworten sollten möglichst ver-
mieden werden. Dazu war es erforderlich, den 
Jugendlichen durch einzelne Fragen heraus-
zufordern oder gar zu provozieren: „Warum 
bist Du eigentlich arbeitslos?"

Problemorientierte Gespräche anhand des 
Fragen-Rasters dauerten durchschnittlich ein 
bis zwei Stunden, da ein allzu konzentriertes 
Vorgehen eine Überforderung der Jugendli-
chen bedeutet hätte. Darüber hinaus hatte der 
Streetworker auch darauf zu achten, mit dem 
Jugendlichen während des Gesprächs allein 
zu sein (ohne Eltern, Verwandte, Freunde). 
Wie wichtig dies war, zeigte sich in einem 
Gespräch, als ein berufstätiger Freund hinzu-
kam und sich der jugendliche Gesprächsteil-
nehmer urplötzlich verschloß und jedes wei-
tere Gespräch abblockte.

In einigen Intensivgesprächen konnten die 
Streetworker auch ihre eigenen Probleme ein-
bringen. Dabei wurde beispielsweise das

liegen, die anderen arbeiten und ich tu nichts. 
Aber es hat mir noch niemand etwas gesagt." Zu 
den Presseberichten meint B.:„ Die können große 
Worte kloppen. Die schreiben zwar viel über Ar- 
beitslos-Sein, aber wie es wirklich ist, das wissen 
die ja auch nicht. Die sind ja nicht arbeitslos. Die 
Regierung sollte mal nicht so viel anderen Län-
dern helfen, sondern uns selbst. Das ist wichtiger. 
Von Politik habe ich nicht viel Ahnung." Hilfen 
und Leistungen von Seiten der Institutionen sieht 
B. skeptisch: „Irgendwo ist immer ein Haken. Idi 
habe schlechte Erfahrungen mit dem Arbeitsamt 
gemacht. Die haben oft Vorurteile gegenüber Ar-
beitslosen. Kurse beim Arbeitsamt bringen auch 
nicht viel ein." über die Angebote von Jugend-
häusern urteilt sie: „Die machen viel im Bürger-
haus. Ich würde gerne hingehen, aber mein Ver- 
lobter hat keine Lust. Aber das Angebot war 
schon besser, jetzt ist so viel Durcheinander. Es 
sind auch nicht mehr so viele Leute da."

Streetwork-Projekt sowohl aus der Perspek-
tive der Jugendlichen als auch aus der der 
Streetworker bzw. des Trägers her behandelt. 
In angstfreier, offener Gesprächsatmosphäre 
haben die arbeitslosen Jugendlichen die Not-
wendigkeit und Begrenztheit der Arbeit der 
Streetworker kennengelernt. Je intensiver die 
Gespräche auf beiden Seiten geführt wurden, 
um so offener verliefen sie (und umgekehrt). 
Hier wurde das Beratungsgespräch zum wech-
selseitigen Kommunikationsprozeß.

2. Möglichkeiten und Grenzen konkreter
Hilfen

Im folgenden sollen exemplarisch eine Reihe 
von Handlungsansätzen und Hilfsangeboten 
skizziert werden.

U.f männlich, 19 Jahre, drei Monate arbeits-
los

Nach mehreren Gesprächen erklärte sich U. 
grundsätzlich interessiert und bereit, den 
Hauptschulabschluß nachzumachen. Die 
Streetworker versprachen, sich um die not-
wendigen Formalitäten zu kümmern. Zu-
nächst erfuhren sie, daß U. 300 DM Kursge-
bühren bezahlen müßte, wozu U. aber nicht in 
der Lage war. Die Streetworker bemühten 
sich deshalb, den Verein für Jugendhilfe da-
für zu gewinnen, die anfallenden Kosten zu 
übernehmen. Als die Streetworker U. die Mit-
teilung machen mußten, daß der Kurs aus or-
ganisatorisch-technischen Gründen frühestens 
in einem halben Jahr beginnen könne, rea-
gierte U. ungehalten: „Dann geh' ich arbeiten 
als Hilfsarbeiter." Drei Wochen später war er 
als Bauhilfsarbeiter tätig.

Die Streetworker-Hilfe scheiterte letztlich an 
der mangelnden Flexibilität von VHS und 
DGB-Berufsförderungswerk, die ihre Kurse zu 
festgesetzten Zeiten beginnen lassen (unab-
hängig davon, ob nicht eine größere Anzahl 
von Interessenten die Einrichtung eines Kur-
ses zu einem früheren Zeitpunkt rechtfertig-
te).

B., weiblich, 17 Jahre, neun Monate arbeits-
los

B. lebt in einem unvollständigen Elternhaus. 
Sie hat den Sonderschulabschluß mit der 
Durchschnittsnote 2 erreicht. Auch hier ge-
lang es den Streetworkern, B. zum Nachholen 
des Hauptschulabschlusses zu bewegen. Der 
Verein für Jugendhilfe erklärte sich bereit, 
die Fahrtkosten zu übernehmen und einen Ta-
schengeldbeitrag zu zahlen. Den gemeinsa-
men Planungen machte B.'s Verlobter, Schlos-
ser bei ATH, einen Strich durch die Rech-



nung. Mit der Begründung „Du brauchst nicht 
mehr die Schulbank zu drücken, wir heiraten 
bald" überredete er sie, von ihren Schulplä-
nen Abstand zu nehmen. B. nahm daraufhin 
eine Putzstelle an, um möglichst schnell viel 
Geld zu verdienen. Wiederholt haben die 
Streetworker bei ihren Hausbesuchen feststel-
len müssen, daß geschlechtsspezifische Vor-
urteile das größte Hindernis für die Weiter-
qualifizierung der Mädchen sind (Beispiel: 
„Wat wollen'se denn schon wieder hier. Mei-
ne Tochter hat letzte Woche geheiratet; da-
mit ist das Problem erledigt.")

K., männlich, 17 Jahre, sechs Wochen arbeits-
los

K. hat Hauptschulabschluß, aber keine Lehre. 
Er war immer nur kurzfristig beschäftigt (El-
tern: „Zu aufmüpfig am Arbeitsplatz"). Nach 
Gesprächen mit den Streetworkern sah K. ein, 
daß die gelegentlichen Hilfsarbeiter-Jobs kein 
Dauerzustand seien. Als Lieblingsberuf nann-
te K. „Zimmermann". Um dieses Ziel zu errei-
chen, erklärt sich K. auch zu einer Ausbildung 
oder Umschulung bereit. Vom Arbeitsamt er-
fahren die Streetworker, das Arbeitsförde-
rungsgesetz werde gerade geändert, die neu-
en Bestimmungen seien nicht vor Mitte Fe-
bruar zu erwarten. Im übrigen sei der Zim-
mermann-Beruf nicht förderungswürdig, au-
ßerdem sei auch noch eine Eignungsprüfung 
erforderlich. Als K. dies hört, zieht er seine 
Bereitschaft zurück: „Wenn ich 'n Job krieg, 
bleib ich da." K. brach den Kontakt mit den 
Streetworkern ab. Als ein Streetworker K. we-
nige Wochen später auf der Straße trifft, 
macht K. dem Streetworker heftige Vorwürfe, 
weil er inzwischen mit seinen Eltern Arger 
bekommen hat, die ihm ständig wegen der 
von den Streetworkern angebotenen Berufs-
ausbildung in den Ohren liegen. Dem Street-
worker ruft er zum Schluß zu: „Laß mich bloß 
in Ruhe, sonst krieg'ste mal eines Tages eine 
vor die Schnauze." Hier haben die Streetwor-
ker Konflikte ausgelöst, ohne sie lösen zu 
können.

In anderen Fällen wurde die Arbeitslosigkeit 
Totgeschwiegen'; Hilfsangebote der Street-
worker wurden empört abgewiesen: „Küm-
mern Sie sich um Ihren Dreck; mein Sohn ist 
nicht arbeitslos." Es kam auch vor, daß verein-
barte Gesprächstermine mit Jugendlichen nicht 
zustande kamen, weil die Eltern interveniert 
hatten.

3. Die Immobilität der Institutionen als
Hemmschuh

Ein Haupthindernis für die Aktivitäten der 
Streetworker bildete die mangelnde Koopera-

tionsbereitschaft der Institutionen. Nur in ei-
nem konkreten Fall wissen die Streetworker 
davon zu berichten, daß es ihnen gelang, drei 
arbeitslose Jugendliche erfolgreich an 
DGB-Schulungen teilnehmen zu lassen. Die 
Jugendvertreter des DGB setzten sich darauf-
hin verstärkt für die drei Jugendlichen ein 
und bemühten sich persönlich um die Ver-
mittlung einer Arbeitsstelle. Ansonsten ver-
schanzten sich die Institutionen hinter Büro-
kratismen. Das Arbeitsamt sah sich beispiels-
weise außerstande, ohne Genehmigung der 
„Hauptstelle" ein Plakat zur Einladung ar-
beitsloser Jugendlichen für eine Fete auszu-
hängen. Die Lehrer einer Berufsschule sagten 
spontan Hilfe zu, ohne — nachweislich — in 
den Jungarbeiterklassen und Klassen arbeits-
loser Jugendlicher darüber ein Wort zu ver-
lieren. Befragungsaktionen der Streetworker 
in der Schule selbst wurden von der Direk-
tion unter Hinweis auf die Genehmigungs-
pflicht durch das Kultusministerium unter-
sagt.

Generell ist festzustellen, daß arbeitslose Ju-
gendliche bei den Institutionen als .schwie-
rig' gelten. Als einzelne werden sie akzep-
tiert; jedoch als Gruppe hält man sie sich fern, 
weil sie angeblich einen nicht kalkulierbaren 
.Risikofaktor' darstellen.

Am meisten machten den Streetworkern die 
Immobilität der Institutionen zu schaffen, ihre 
Unfähigkeit, flexibel auf neue Probleme zu 
reagieren. Anstatt in der derzeitigen Notsi-
tuation verstärkt offene Jugendarbeit anzu-
bieten, werden Heimverbote von ein bis drei 
Jahren ausgesprochen (nach drei Jahren ist der 
Betroffene kein Jugendlicher mehr!) oder es 
wird nur noch geschlossene Jugendarbeit 
durchgeführt (wie z. B. im städtischen Ju-
gendheim Marxloh).

Dem neuen Problem der Jugendarbeitslosig-
keit stehen die Einrichtungen etwas konzept- 
und hilflos gegenüber. Es wird als „zusätzli-
che" Belastung empfunden, für das eigentlich 
eine Aufgabenerweiterung und zusätzliche 
Fachkräfte erforderlich wären. Um nicht auf 
akute Probleme reagieren zu müssen, werden 
Probleme der Zuständigkeiten und Kompeten-
zen vorgeschoben.

4. Individualisierung vor Solidarisierung

Ständig wechselnde Ziel-, Problem- und Rand-
gruppen (Halbstarke, Rocker, Gammler, Hip-
pies, Drogensüchtige usw.) kennzeichnen die 
Jugend -und Sozialarbeit der letzten Jahre. 
Die offene, offensive und mobile Jugendbera-
tung durch Streetworker ersetzt nicht, son- 



dem ergänzt notwendigerweise nur die her-
kömmlichen Formen der Beratung und Hilfe. 
Allerdings erweisen sich von den Streetwor-
kern ausgehende Ansätze zur Solidarisierung 
der arbeitslosen Jugendlichen nur dann als 
sinnvoll, wenn über den Impuls und den be-
ginnenden Solidarisierungsprozeß hinaus eine 
kontinuierliche Beratung und Hilfe zur Selbst-
hilfe gewährleistet werden kann (z. B. ,heißer 
Draht' zu den Institutionen, Fahrgelderstat-
tung für Zusammenkünfte, organisatorisch-
technische Hilfen). Als die Streetworker er-
kannten, daß mit der Gruppenbildung die Er-
wartungen der arbeitslosen Jugendlichen an 
jedes einzelne Gruppenmitglied und insbeson-
dere an die Initiatoren (Streetworker) anstie-
gen, ohne daß begründete Aussicht bestand, 
diese Erwartungen in konkrete Handlungen 
umzusetzen, verstärkten sie die Individualhil- 
fe. Mit Mitteln der Gesprächstherapie ver-
suchten sie, die innere Festigung des einzel-
nen Jugendlichen zu erhalten oder zu errei-
chen, indem sie ihnen individuelle Möglich-
keiten für schulische, berufliche und politi-
sche Weiterbildung aufzeigten.

Die Streetworker waren sich dabei des Vor-
wurfs der Problemverschiebung (Individuali-
sierung anstelle von Kollektivierung des Pro-
blems, Kurieren von Symptomen) durchaus be-
wußt. Wenn aber schon die strukturellen Rah-
menbedingungen nicht verändert werden kön-
nen, sollten wenigstens Einstellungs- und 
Verhaltensänderungen bei den einzelnen Ju-
gendlichen angestrebt werden. Ihr Nahziel 
war eine Stabilisierung des einzelnen auf Zeit 
(ohne sie allerdings auf Dauer sichern zu 
können).

Die einzelnen Jugendlichen haben (im Ver-
gleich zu erwachsenen Arbeitslosen) relativ 
kurzfristige Erfahrungen von Arbeitslosigkeit. 
Ihr politisches Bewußtsein von der gesamtge-
sellschaftlichen Problematik ist kaum ausge-
prägt. Für die Streetworker war daher die so-
ziale Gruppenarbeit ein Mittel (nicht ein Ziel, 
wie ursprünglich in der Konzeption vorgese-
hen), um allgemeine Probleme deutlicher 
sichtbar zu machen, individuelle Schuldgefüh-
le abzubauen und damit zur Stärkung des per-
sönlichen Selbstwertgefühls beizutragen.

VI. Projektergebnisse

1. Typologie der arbeitslosen Jugendlichen

Unter Berücksichtigung typusbildender Unter-
schiede wurden die arbeitslosen Jugendlichen 
im Hinblick
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 auf ihre Einstellung und Haltung 
zum Leben zwei „Haltungsgruppen" (Unge- 
brochene/Gebrochene) )  mit je zwei „Hal-
tungstypen" (Zuversichtliche/Pragmatische/ 
Resignative/Apathische) zugeordnet. Diese Un-
terscheidung sollte nach Aufzeichnung und 
Zuordnung der direkten Aussagen der arbeits-
losen Jugendlichen zu ihrer Lebenssituation 
das tatsächliche Ausmaß ihrer Betroffenheit 
widerspiegeln, die psycho-sozialen Folgen der 
Jugendarbeitslosigkeit deutlich machen und 
insbesondere über die unterschiedliche Ver-
teilung der einzelnen Haltungstypen Aufschluß 
geben.

Dabei sollten die Auswirkungen sozialisati-
onsspezifischer Einflüsse auf das Verhalten 
während der Arbeitslosigkeit und die daraus 
resultierende Haltung zum Leben näher unter-
sucht werden. Entsprechend der Idealtypik 
waren nur die „wesentlichen" und deutlich 
hervortretenden Haltungskriterien für die 
Zuordnung zu einem Haltungstyp ausschlag-
gebend. „Unwesentliche", nicht dominierende

19)  Vgl. Jahoda, a. a. O., S. 70 ff.

Merkmale blieben unbeachtet, weil die Typo-
logie Haltungen lediglich modellhaft verdeut-
lichen, nicht aber exakt bestimmen sollte. Die 
einzelnen Haltungstypen lassen sich wie folgt 
charakterisieren:

Zuversichtliche

Haltungskriterien: Ungebrochener Mut trotz 
einzelner Rückschläge; Hoffnung auf die 
Zukunft; Erwartungshaltung („vielleicht 
klappt's"); hohe Frustrationstoleranz; Ver-
trauen auf die eigenen Fähigkeiten; unbeirr-
tes Vorgehen; Bedürfnis nach Selbstbestäti-
gung; uneingeschränkte Arbeitsbereitschaft.

Pragmatische

Haltungskriterien: Sachlich-nüchterne Grund-
haltung; Arbeitslosigkeit wird als strukturel-
les (nicht individuelles) Problem erkannt („ir-
gendwie pack ich's schon"); Konsumentenhal-
tung; lassen die Zukunft auf sich zukommen; 
„meistern" die derzeitige Situation durch 
Aufbau von (z. T. illusionären) Abwehrmecha-
nismen wie z. B. überbetonter, .aufgesetzter' 
Lässigkeit („brauche nicht zu arbeiten, kriege 
trotzdem Geld"; „mir kann's doch gar nicht 
besser gehen") zum Selbstschutz; stark fami-
lienorientiert; wenig eingeschränkte Arbeits-
bereitschaft.



Resignative

Haltungskriterien: Getäuschte Hoffnung („Ich 
möchte mal wissen, warum ich mich so abge-
schunden habe"); unerwartete Ernüchterung; 
Enttäuschung; keine Zukunftspläne („das ist 
ganz weit weg"); keine Erwartungen („da 
nimmt mich ja doch keiner"; „aber wirklich 
können wir ja nichts tun"); keine zielstrebige 
Arbeitssuche, kaum noch berufsmotiviert; 
eingeschränkte, selektive Arbeitsbereitschaft.

Apathische

Haltungskriterien: Teilnahmslosigkeit („für 
mich gibt es sowieso nichts"); Gleichgültig-
keit; völlige Planlosigkeit; Mutlosigkeit; 
energieloses, tatenloses Zusehen (es hat ja 
sowieso keinen Sinn"); Selbstaufgabe („schaff 
ich doch nicht mehr"); soziale Isolierung; Al- 
koholismus; keine Arbeitssuche mehr; äu-
ßerst geringe Arbeitsbereitschaft.

Nach den Beobachtungen der Streetworker 
tendiert derzeit etwa jeder zweite arbeitslose 
Jugendliche zur Haltungsgruppe „Pragmati-
sche" und jeder dritte zur Haltungsgruppe 
„Resignative". Der Anteil der „Aktiven" und 
„Apathischen" beträgt je etwa zehn Prozent. 
Die einzelnen Haltungstypen stellen weniger 
stabile Lebenseinstellungen dar als vielmehr 
mit der Dauer der Arbeitslosigkeit sich ver-
ändernde Haltungsphasen sowie z. T. auch 
von einzelnen Tagesereignissen abhängige 
Stimmungslagen (Mischformen). Diese Va-
rianz von Einstellung und Verhalten der ar-
beitslosen Jugendlichen macht die Typologie 
keineswegs überflüssig, weil sie bei allem 
Wechsel die grundsätzliche Verteilung der 
einzelnen Haltungstypen nicht wesentlich än-
dert. Der derzeitig vorherrschende Typus 
„Pragmatische" bleibt auch bei individuell 
wechselnden Tagesstimmungen einzelner Ju-
gendlicher grundsätzlich erhalten. Auch ist je 
nach Dauer der Arbeitslosigkeit eine durch-
aus kontinuierliche Entwicklung von mehr 
„positiven" zu mehr „negativen" Grundein-
stellungen zu beobachten. Aktiv-zuversichtli-
che Grundhaltungen schlagen tendenziell mit 
längerer Dauer der Arbeitslosigkeit in prag-
matische und schließlich in resignative und 
apathische Haltungen um, während der umge-
kehrte Prozeß weder beobachtbar noch wahr-
scheinlich ist.

2. Solidaritätsfunktionen der Familie

Für die Familie gilt die Arbeitslosigkeit in 
der Regel nicht als persönlich verschuldet. 
Die Familie macht infolgedessen hauptsäch-
lich die gesellschaftlichen Verhältnisse, de-

nen sie selbst „ausgeliefert" ist, dafür verant-
wortlich20 ). Nicht zuletzt die Berichterstat-
tung in den Massenmedien (insbesondere 
Fernsehen) hat dazu beigetragen, daß Arbeits-
losigkeit als strukturelles Problem erkannt 
wird. Weil die Familie aber die allgemeinen 
Verhältnisse selbst nicht ändern kann, rea-
giert sie darauf durch eine Verfestigung der 
in ihr entwickelten familienbezogenen An-
schauungen und Tendenzen („Für meinen 
Sohn sorge ich alleine; die Arbeit besorge ich 
ihm schon selbst. Ich brauche keine fremde 
Hilfe"). Einmischungen „von anderen" wer-
den nicht geduldet.

20)  Vgl. F. Rudolph, Der jugendliche Arbeitslose 
und seine Familie, in: H. Schelsky, a. a. O., S. 43 
(Die Querverweise auf die Repräsentativunter-
suchung von 1952 erfolgen immer dann, wenn 
vergleichbare Entwicklungen und Gemeinsamkeiten 
in den Verhaltensformen und Reaktionsweisen fest-
stellbar sind).

Die Familie wird vollends zur Not- und Soli-
dargemeinschaft in den Fällen, wo sie als 
Ganzes von der Arbeitslosigkeit betroffen 
oder bedroht ist, wie z. B. im Falle des 48jäh- 
rigen Maurers B., dessen beide Söhne arbeits-
los sind: „Noch kann ich ja für sie sorgen, 
aber wat is, wenn se mich auch rausschmei-
ßen."

Die Auseinandersetzung mit gesellschaftli-
chen Fragen (insbesondere den Ursachen der 
Arbeitslosigkeit) wird aus der Familie weitge-
hend herausgehalten, um die Stabilität des fa-
miliären Zusammenhalts zu erhöhen und soli-
darische Verhaltensweisen in der Familie zu 
ermöglichen. Die allgemeine gesellschaftliche 
Unsicherheit (Bleibt die Massenarbeitslosig-
keit? Wann kommt der wirtschaftliche Auf-
schwung?) wirkt in die Familie hinein und er-
schwert oder verhindert gar die Erfüllung der 
Erziehungsaufgaben der Familie. Unter dem 
Deckmantel („Er hat ja sonst nichts vom Le-
ben") werden Verhaltensprobleme arbeitslo-
ser Jugendlicher heruntergespielt („Aber die 
beiden schlafen noch, was sollen se denn 
auch sonst machen... Nun ja, wenn man bis 
zum Sendeschluß Fernseh' sieht, muß man ja 
morgens lange schlafen").

In Notzeiten wird von der Familie bewußt der 
Zusammenhalt aller Familienmitglieder ange-
strebt. Die Familie wird als letzter und ent-
scheidender Lebensraum („Schutzwall") emp-
funden, was den Verbleib der arbeitslosen Ju-
gendlichen in der Familie begünstigt. Dies 
trifft verstärkt für weibliche Jugendliche zu. 
Bei den weiblichen Jugendlichen wird die 
länger währende Arbeitslosigkeit sehr viel 
weniger als Zerstörung des Lebensplans emp-



funden21). Sie helfen meist im Haushalt und 
erhalten dafür von den Eltern nicht selten das 
nunmehr .erarbeitete' Taschengeld („Freizeit, 
haben wir nicht. Bei fünf kleinen Kin-
dern ist immer etwas zu tun"). Die stärkere 
Integration der weiblichen Jugendlichen in 
die Familie trägt mit dazu bei, daß Mädchen 
länger als Jungen arbeitslos bleiben („Meine 
Oma findet es ganz gut, daß ich zu Hause bin. 
Ist doch klar; ich schmeiß den ganzen Haus-
halt"). Auch männliche Jugendliche halten 
nicht mehr starr an ihrer geschlechsspezifi- 
sehen Rolle fest: „Wenn ich mal nicht weiß, 
was ich machen soll, dann helf’ ich zu Hause. 
Zu tun ist eigentlich immer was").

*21) Vgl. E. Päth-Beck, Das Verhältnis der weiblichen
jugendlichen Arbeitslosen zu Arbeit und Beruf,
in: H. Schelsky, a. a. O., S. 330.
22) Vgl. Rudolph, a. a. O., S. 46.

Je stärker die von der Arbeitslosigkeit betrof-
fene Familie von ihrer Außenwelt sozial iso-
liert wird, um so stabiler wird ihre Solida-
ritätsfunktion nach innen. Mit der Zunahme 
des Außendrucks wächst auch die Solida-
ritätsleistung der Familie — bis hin zum klein-
familiären Gruppenegoismus („Das lassen Sie 
mal meine Sorge sein; meiner Tochter besor-
ge ich schon die Arbeit"). Diese Einstellung 
kann sich zu einer Vorwurfshaltung gegen-
über der Gesamtgesellschaft verstärken.

3c Entwicklungsgefährdung und Reduzierung 
der Kontakte

Die Abschirmfunktion der Familie bewirkt 
weiterhin eine Reduzierung der sozialen Kon-
takte. Besucher, Bekannte und Freunde wer-
den meist schon an der Haustür ,abgefertigt' 
(„Meine Alte regt sich immer unheimlich auf, 
wenn ich einen mitbringe"). In bestimmten 
Fällen kann sich der Einfluß der Familie ne-
gativ auf die Dauer der Arbeitslosigkeit aus-
wirken, indem sie zum Durchhalten der Ar-
beitslosigkeit rät, um ein Abgleiten in tiefer-
stehende oder als solche angesehene Berufs-
schichten zu verhindern. Die Aufstiegs- bzw. 
Wiederaufstiegswünsche können so eine spä-
tere Lösung vo 22n der Elternfamilie ) bewir-
ken. In manchen Fällen führt die Arbeitslo-
sigkeit dazu, daß eine schon vorhandene 
Selbständigkeit wieder rückgängig , gemacht 
wird („Zu Hause habe ich nichts mehr zu 
melden"). In anderen Fällen wird durch die 
Arbeitslosigkeit eine geplante Lösung von 
der Elternfamilie verzögert („Ach, meine Mut-
ter ist ganz in Ordnung. Wenn ich die nicht 
hätte").

Die solidarische Haltung der Familie verdeckt 
innerfamiliäre Konflikte. Die ökonomisch-ma-
terielle Abhängigkeit reduziert mühsam ge-
wonnene Selbständigkeiten und kritische 
Grundhaltungen. So erweist sich die Familie 
als getreues Spiegelbild einer arbeitsorien-
tierten Leistungsgesellschaft, in der gesell-
schaftliche (in diesem Falle familiäre) Macht 
mit ökonomisch begründeter Macht einher-
geht. Ob die länger andauernde „Fürsorge" 
der Familie für den arbeitslosen Jugendlichen 
auch mit einer psychischen Retardierung ver-
bunden ist, kann anhand des vorliegenden 
Materials nicht eindeutig belegt werden. Es 
ist jedoch anzunehmen, daß bei länger andau-
ernder Arbeitslosigkeit und der dem Jugend-
lichen immer spürbarer werdenden Abhängig-
keit vom Elternhaus („Zu Hause habe ich 
nichts mehr zu melden") eine entwicklungs-
gefährdende Asynchronie eintritt, d. h. eine 
Nichtübereinstimmung zwischen dem erreich-
ten physiologisch-psychischen und geistigen 
Entwicklungsstand einerseits und den nach-
hinkenden individuellen Emanzipationsmög-
lichkeiten andererseits. In der irreparablen 
Verzögerung (Retardation) des sozialen Reile- 
prozesses muß die größte Gefahr einer Dauer-
arbeitslosigkeit von Jugendlichen gesehen 
werden. Soziale Entwicklungsdefizite in Ver-
bindung mit Ziellosigkeit und dem Verlust 
von Berufs- und Zukunftsperspektiven ma-
chen die davon Betroffenen zwangsläufig zu 
Problemgruppen von heute und zu Randgrup-
pen von morgen.

Schon sind eindeutige Tendenzen einer frei-
willigen Isolierung (Einzelgängertum) fest-
stellbar:

— Die Kontakte zu ehemaligen Arbeitskolle-
gen werden fast völlig abgebrochen („interes-
sieren mich nicht mehr"). Zusammenkünfte 
mit berufstätigen Jugendlichen werden als 
„Treffen mit anderen" bezeichnet. Die Ar-
beitswelt der Berufstätigen ist für arbeitslose 
Jugendliche die „andere" Welt.

— Die Kontakte zu Freunden und Freundin-
nen werden insgesamt reduziert oder mate-
rieller Vorteile wegen am Leben erhalten 
(„Meine Freundin sieht gar nicht gut aus, 
aber wegen des Geldes ist mir das egal").

— Die Jugendlichen begeben sich in eine 
selbstgewollte Isolierung, um nicht als Ar-
beitslose in der Öffentlichkeit diskriminiert 
zu werden. Mit der Begründung:'„Früher war 
es hier schöner, da wurde noch was gemein-
sam gemacht; jetzt ist hier nichts mehr los", 
versuchen Jugendliche, ihre Flucht in die Fa-
milie sowie ihre eigene Passivität zu kaschie-
ren.



1
4. Wandel der Einstellung zur Arbeit

Als Hauptursachen für die persönliche Ar-
beitslosensituation werden von den Jugendli-

70 Jugendlichen in einer Duisburger Berufs-
schule) besucht regelmäßig die Berufsschule 
(„Ich bin da nicht gemeldet, noch nie da ge-
wesen, und die haben mich auch noch nicht ge-
holt. Wenn ich jetzt da auftauche, bekomme 
ich keine Arbeit mehr"). Die Aussichten, eine 
Lehrstelle zu bekommen, werden als sehr ge-
ring eingeschätzt.

25) M. Kappeler, Die Jugendarbeitslosigkeit als 
praktisches Problem in der Jugendarbeit, in: deut-
sche jugend, 24/3, 1976, S. 112.

Subjektive Bestimmungsfaktoren:

— die Einflußnahme von Eltern, Freunden, Be-
kannten u. a. auf die Stellensuche,

— altersspezifische Unterschiede,

— die Ernsthaftigkeit der Stellensuche,

— die Kontinuität der Stellensuche,

— die persönlichen Berufsvorstellungen u. a.

Objektive Bestim ungsfaktoren:

— die Arbeitsbedingungen,

— die beruflichen Ziele in ihrem Verhältnis 
zu den Realisierungschancen,

— das Ansehen bestimmter Arbeiten/Berufe,

— der Bekanntheitsgrad der Stellenangebote 
u. a.

In besonderem Maße ist die Arbeitssuche ab-
hängig von dem Grad des Arbeitswillens und 
den Berufsvorstellungen. Unter Arbeitswille 
wird dabei das durch Anlage und soziales 
Schicksal entwickelte Verhältnis zur Arbeit 
und unter Berufsvorstellungen die Gesamtheit
der Wünsche, Ziele, Wertvorstellungen und 
Ansprüche, die das berufliche Streben beein-
flussen, verstanden24 ). Nach den Beobach-
tungen der Streetworker haben die arbeitslo-
sen Jugendlichen ihre Berufsvorstellungen 
beinahe vollkommen .materialisiert', d. h.,

ä23) Vgl. U. Lohmar, Wirksamkeit und Ansehen der 
Berufsberatung und Arbeitsvermittlung im Urteil 
Jugendlicher, in: H. Schelsky, a. a. O,, S. 402.
24) Vgl. G. Wurzbacher, Das Verhältnis der männ-
lichen jugendlichen Arbeitslosen zu Arbeit und Be-
ruf, in: H. Schelskv, a. a. O„ S. 245 ff. 

nicht mehr das Berufsbild ist für sie entschei-
dend, sondern „einen Job haben" und „Geld 
verdienen". Berufswünsche auf lange Sicht 
oder gar für die Zukunft fallen diesem kon-
kreten Nahziel zum Opfer.

Was jahrzehntelang als erstrebenswert galt 
(einen .Beruf fürs Leben' zu erlernen), ist 
für die arbeitslosen Jugendlichen bedeutungs-
los geworden. Arbeit hat für sie einen ande-
ren Stellenwert bekommen, indem sie aus 
dem existentiellen Gesamtbezug herausgelöst 
und in zeitlich befristete, unmittelbar situati-
onsbezogene Teil-Jobs aufgeteilt wird. Der 
von den Streetworkern in einer Gaststätte re-
gistrierte Warnruf: „Vorsicht Jungens, die 
wollen Euch Maloche geben", ist als eine sol-
che Absage an herkömmliche Formen von 
„Arbeit" bzw. „Maloche" (Lernen in der 
Schule, berufliche Ausbildung, betriebliche 
Fortbildung, Weiterbildung, Umschulung 
u. a.) zu verstehen. Der Ausspruch eines 19- 
jährigen Jugendlichen: „Ich möchte mal wis-
sen, warum ich mich so abgeschunden 
habe. . .", deutet auf die geänderte Einstellung 
zu „Arbeit" (—malochen) und „Job" (=Geld 
verdienen) hin.

Der erkennbare Einstellungswandel ist Ergeb-
nis eigener materieller Erfahrungen und nicht 
Produkt eines Reflexionsprozesses, der die 
arbeitslosen Jugendlichen angeblich davon 
abhält, „sich überhaupt noch mal den fremd-
bestimmten Arbeitsbedingungen und der Aus-
beutung im Lohnarbeitsverhältnis auszuset-
zen" 25 ). Den Jungarbeitern ein derartiges 
Problembewußtsein und Abstraktionsniveau 
zu unterstellen heißt, ihre derzeitigen kon-
kreten Lebensbedürfnisse nicht kennen.

5. „Kriminalisierung der Jugend“ — eine 
schichtenspezifische Spekulation?

In der Bundesrepublik herrscht in der öffentli-
chen Meinung die Auffassung vor, daß Ju-
gendliche, die längere Zeit arbeitslos sind, in 
besonderer Weise der Verwahrlosung und 
Kriminalisierung ausgesetzt sind. Diese Auf-
fassung spiegelt die Selbstgerechtigkeit einer 
vergangenen Epoche bürgerlicher Sicherheit 
wider, „die als Grundlage der Arbeitslosig-
keit sich meist nur die Arbeitsscheu, auf je-
den Fall aber nur ein persönliches Verschul-
den der davon Betroffenen vorzustellen ver-
mochte. Die Wurzel der heutigen Ansicht 
liegt also in Wirklichkeit in der früheren Er-
fahrung, daß nicht Arbeitslosigkeit die Ver- 26



wahrlosung, sondern gerade 

26

umgekehrt die 
Verwahrlosung die Arbeitslosigkeit nach sich 
zog" ).
Gegenwärtig kann nicht von einem „zwingen-
den" Zusammenhang zwischen Jugendarbeits-
losigkeit und Kriminalität gesprochen wer-
den, da die Massenarbeitslosigkeit breiter Be-
rufsschichten zwangsläufig zu persönlich „un-
verschuldeten" Arbeitslosigkeiten gefüh

27

rt 
hat. Nach Untersuchungen des Amerikaners 
Lowell J. Carr )  hat beispielsweise die gro-
ße Wirtschaftskrise in den USA im Jahre 
1929 und die mit ihr verbundene Massenar-
beitslosigkeit eine „ganz erhebliche Senkung 
der Kriminalität" bewirkt, was darauf zurück-
geführt werden kann, daß die Familienmit-
glieder durch die Notsituation enger zusam-
mengeführt und so die gegenseitige Kontrolle 
verstärkt wurde. Dieselben Beobachtungen 
wurden auch in der Schweiz gemacht.

In den fünfziger Jahren wertete Beermann 176 
Akten der Jugendgerichtshilfe in Hamburg 
aus, die Angaben über 14- bis 17jährige Straf-
fällige für den Zeitraum von November 1946 
bis April 1951 enthielten. An drei kriminellen 
Merkmalen verglich er das Verhalten arbeits-
loser und nicht arbeitsloser Straffälliger: 1. 
kriminelle Zellenbildung (Bandenbildung), 2. 
kriminelle Energie (Einbruch) und 3. kriminel-
le Verwahrlosung (Rückfall).

Beermann ermittelte, daß bei hundert Delik-
ten, die von arbeitslosen Jugendlichen began-
gen wurden, elf mehr gemeinsam, zehn mehr im 
Rückfall, jedoch nur 1,5 mehr Einbrüche aus-
geübt wurden. Dies deutet daraufhin, daß sich 
die Kriminalität arbeitsloser Jugendlicher 
kaum in einer Steigerung der kriminellen 
Energie (Einbruch), sondern allenfalls in Rich-
tung der kriminellen Kontaktaufnahme (ver-
stärkte Bandenbildung) und der höheren 
Rückfallguote äußerte. Dabei waren die Ursa-
chen für die Straffälligkeit der arbeitslosen 
Jugendlichen eher in der seelischen als in der 
materiellen Not zu suchen.

In der Bundesrepublik gibt es bisher keine ge-
sicherten Aussagen über die mögliche Wech-
selwirkung von Jugendarbeitslosigkeit und 
Kriminalität. Die die Öffentlichkeit beunruhi-
genden, durch Pressemeldungen vielfach ver-
breiteten Meldungen über eine erschreckende 
Zunahme der Jugendkriminalität und die Ent-
stehung neuer Rocker- und Rauschgiftwellen 
verdanken ihren Ursprung eher düsteren Spe- *

26)  F. Beermann, Arbeitsschicksal und Kriminalität
der Jugendlichen, in: H. Schelsky, a. a. O„ S. 237.
27) Delinquency Control (vgl. Beermann, a. a. O., 
S. 255).

kulationen denn empirischen Beobachtungen. 
Deutlich kommt dies etwa in einer Pressemel-
dung des Bundes Deutscher Kriminalbeamter 
zum Ausdruck: „Als Folge der Jugendarbeits-
losigkeit haben sich überall in der Bundesre-
publik neue Rockergruppen gebildet, und be-
stehende Gruppen erhalten weiteren Zulauf. 
Diese Beobachtungen teilte der Vorstand des 
Bundes Deutscher Kriminalbeamter ... mit. 
Die Berufsorganisation für Kripo-Beamte er-
wartet bei zunehmender Arbeitslosigkeit bei 
Jugendlichen .einen explosionsartigen An-
stieg der Straftaten, insbesondere gewalttäti-
ger Jugendlicher'. Für Aufklärung und Vor-
beugung stünden nicht annähernd genügend 
Beamte zur Verfügung, heißt es in der Erklä-
rung 28.” )

Nicht ganz so vordergründig und etwas wis-
senschaftlich verbrämter geben die Richter 
und Staatsanwälte ihre Meinung kund. Unter 
der Überschrift „Die Jugendarbeitslosigkeit 
fördert das Bandenwesen. Mehrere hundert 
kleine Gruppen tyrannisieren Passanten mit 
.unberechenbarer Brutalität"' lassen sie am 
5. April 1976 durch die Deutsche Presse-Agen- 
tur folgende Meldung verbreiten: „Eine wei-
tere Zunahme der Arbeitslosigkeit unter Ju-
gendlichen könnte die Strafrechtspflege in 
der Bundesrepublik vor ,etliche' Probleme 
stellen. Zu diesem Ergebnis sind Richter und 
Staatsanwälte aus allen Bundesländern Ende 
letzter Woche auf einer Tagung in der Deut-
schen Richterakademie in Trier gekommen. 
Nach Statistiken der Vertreter der bundes-
deutschen Gerichtsbarkeit haben gegenwärtig 
mehr als 50 Prozent der Mitglieder jugendli-
cher Banden keinen Arbeitsplatz. Allerdings 
hätten auch zahlreiche Jugendliche ein zuvor 
festes Arbeitsverhältnis einer Bandenmit-
gliedschaft geopfert, berichtete die Richter-
akademie . . . Zahlreiche Bundesbürger würden 
,zu jeder Tageszeit' und an jedem Platz aus 
unergründlichen Anlässen unbarmherzig zu-
sammengeschlagen, stellten die Juristen 
fest."

Daß in Zeiten allgemeiner Massenarbeitslo-
sigkeit etwa jedes zweite Mitglied einer ju-
gendlichen Bande keinen Arbeitsplatz hat, 
überrascht nicht angesichts der Tatsache, daß 
das Gros der Mitglieder krimineller Banden 
ökonomisch, sozial und bildungsmäßig ohne-
hin an der .untersten Skala' rangiert. Daraus 
folgt allenfalls: Kriminelle sind in besonde-
rem Maße von Arbeitslosigkeit bedroht. Dar-
aus kann aber nicht gefolgert werden: Ar-
beitslose sind in besonderem Maße von Kri-
minalität bedroht.

28) Der Tagesspiegel vom 22. 1. 1975.



Es ist bezeichnend, daß gerade Sozialpädago-
gen und Sozialarbeiter, die unmittelbar vor 
Ort' in den einzelnen Praxisfeldern tätig sind, 
Kriminalisierungstendenzen nicht feststellen, 
ja gegenläufige Entwicklungen beobachten 
können. So ist beispielsweise die Jugendkri-
minalität in München seit 1973 kontinuierlich 
zurückgegangen29 ). Hier ist ein besonders 
starker Rückgang von 1974 auf 1975 feststell-
bar — zur gleichen Zeit also, in der ein rapi-
der Anstieg der Jugendarbeitslosigkeit regi-
striert wurde. Gruppenspezifische Delikte 
[wie z. B. Rocker-Kriminalität) sind in Mün-
chen 1975 im Vergleich mit dem ersten Halb-
jahr 1974 von 197 auf 113 Straftaten zurück-
gegangen, was einem Rückgang von über 40 
Prozent entspricht 30 ).

29)  Münchener Stadtanzeiger vom 23. 5. 1975.
30) Süddeutsche Zeitung vom 30. 7. 1975.

Bezogen auf die unmittelbare Situation in Duis-
burg-Hamborn ist festzustellen, daß die Zahl 
'ler Jugendgerichtsfälle seit 1971 kontinuier-
lich sinkt, während im gleichen Zeitraum die 
Quote der Jugendarbeitslosigkeit rapide an-
steigt. Die amtliche Statistik zeigt einen Tief-
stand der Jugendgerichtsfälle zur Zeit der Re-
zession 1967/68 und einen Höchststand zur 
Zeit der Hochkonjunktur 1971/72. Die neue 
Wirtschaftskrise 1974/75 brachte wiederum 
einen deutlichen Rückgang der Jugendge-
richtsfälle und zugleich den tiefsten Stand 
seit etwa fünf Jahren.

Für diese Entwicklung (Hochkonjunktur/Voll- 
beschäftigung/Anstieg der Jugendkriminalität 

Wirtschaftskrise/Jugendarbeitslosigkeit/ 
Rückgang der Jugendkriminalität) sind in Ham-
born im wesentlichen zwei Gründe anzufüh-
ren:

a) Die von den Streetworkern beobachteten 
Solidaritätsfunktionen der Familie bewirken 
eine Abschirmung nach außen („Meine Alte 
regt sich immer unheimlich auf, wenn ich ei-
nen mitbringe") und eine verstärkte familiäre 
Kontrolle („Zu Hause habe ich nichts mehr zu 
melden"). Dadurch werden Kriminalisierung 
und Bandenbildung wenn nicht verhindert, so 
doch erheblich erschwert. Dies gilt zumindest 
für die überwiegende Mehrheit der intakten, 
d. h. vollständigen Familien.

b) Der Duisburger Stadtteil Hamborn stellt 
ein gewachsenes Arbeiterviertel inmitten von 
drei Großindustriebetrieben dar, von denen 
allein die August-Thyssen-Hütte AG über 
15 000 Arbeiter beschäftigt. Die relativ homo-
gene Zusammensetzung der Bevölkerung wie 
auch die seit Kriegsende weitgehend unver-
ändert gebliebenen Wohnstrukturen (fast aus-

schließlich Altbauten) des Stadtteils bilden 
keinen günstigen Nährboden für Kriminalität. 
Als potentielle Brutstätten für Jugendkrimi-
nalität gelten vielmehr die Betonmilieus trost-
loser Vor- und Satellitenstädte und ihre Dürf-
tigkeit an Freizeitangeboten für Jugendliche.

6. Nachbarlich-ökologische Solidarität und 
soziale Kontrolle

Neben die Solidaritätsfunktionen der Familie 
und die familiäre Kontrolle treten in Ham-
born der Zusammenhalt des Arbeiterviertels 
und seine gewachsenen sozialen Kontrollen, 
die um so stärker wirken, je mehr sich die 
Menschen angesichts äußerer Not zusam-
menschließen. In Zeiten der Wirtschaftskrise 
und allgemeinen Arbeitsunsicherheit wächst 
die Bedeutung von Familie, Nachbarschaft 
und Stadtteil. Dieses wohnquartier- und stadt-
teilbezogene Zusammengehörigkeitsgefühl 
wirkt wie eine ökologische Solidarität.

Die gemachten Beobachtungen stellen die 
vorherrschenden Generalisierungen über ei-
nen gefährlichen Anstieg der Jugendkrimina-
lität grundsätzlich in Frage. In einer von der 
Deutschen Presseagentur am 4. Februar 1976 
verbreiteten Pressemeldung hieß es: „Jugend-
liche Arbeitslose neigen eher zu Kriminalität, 
Drogen- und Alkoholmißbrauch, politischem 
Radikalismus und sind stärker selbstmordge-
fährdet als ihre beschäftigten Altersgenossen. 
Ihre Sorge über diese Entwicklung äußerten 
am Dienstag übereinstimmend das NRW-Ar-
beits- und Sozialministerium sowie der Land-
schaftsverband Rheinland. Nach Auffassung 
des Landschaftsverbandes ist die Arbeitslo-
sigkeit für zahlreiche Jugendliche nicht Ursa-
che, sondern ,der letzte Tropfen, der das Faß 
persönlicher Defizite zum überlaufen bringt' 
. .. Bereits wenige Monate ohne Beschäfti-
gung genügten, um labile Jugendliche ,den 
vielfältigen Ablenkungsmöglichkeiten der Kon-
sumgesellschaft' erliegen zu lassen."

Die Streetworker haben in sechs Monaten 
rund 130 arbeitslose Jugendliche gesprochen, 
beraten, mit ihnen diskutiert und ihnen Hilfe 
angeboten. In diesem Zeitraum haben sie we-
der eine größere objektive Kriminalitätsge-
fährdung noch eine größere subjektive Krimi-
nalitätsneigung bei den Jugendlichen feststel-
len können. In der Abschlußbesprechung dar-
aufhin befragt, antwortete ein Streetworker: 
„Familie und nähere Umgebung wirken sozial 
kontrollierender als zehn Polizisten." Diese 
Disziplinierungsiunktion des Arbeiterviertels 
wird von den Jugendlichen durchaus wahrge-
nommen und zum Teil sogar als lästige Kon-
trolle empfunden: „Hier kannst’e nicht mal 



nach Hause kommen, ohne daß Du beobachtet 
wirst — ob Du um zehn oder um zwei nach 
Hause kommst." Die Jugendlichen betrachten 
die wirksame Sozialkontrolle des Wohnvier-
tels als eine gewisse Beeinträchtigung ihrer 
Privatsphäre. Objektiv gesehen stellt die von 
Nachbarschaft und Gemeinwesen ausgeübte 
Kontrolle einen für den einzelnen Bewohner 
sehr viel sichereren Schutz vor Gefährdung 
dar als jede noch so perfektionierte Form insti-
tutionalisierter Rechtsaufsicht. Die gewachse-
ne nachbarliche bzw ökologische Solidarität 
schließt das Recht zur Aufsicht ebenso ein 
wie die Pflicht zur gegenseitigen Unterstüt-
zung. Der hohe Integrationsgrad des Stadt-
viertels verhindert in Notzeiten eine Des-Inte-
gration des einzelnen. Dies wird begünstigt 
durch die räumliche Konzentration einer rela-
tiv homogenen Bevölkerungsgruppe (Arbei-
ter). Insofern ist Duisburg-Hamborn nicht ty-
pisch für die Vielzahl moderner Satelliten-
städte in der Bundesrepublik, in denen Pro-
blem- und Randgruppen in den von den Stadt-
planern übriggelassenen Nischen bzw. im Un-
tergrund agieren müssen. Die von der mo-
dernen Stadtplanung angestrebte Vermi-
schung heterogener Bevölkerungsgruppen 
macht die Wohnbereiche unüberschaubar und 
eignet sich von daher eher als Brutstätte für 
Kriminalität.

7. Keine Flucht in Alkoholismus, Drogen- 
konsum und Kriminalität

Der in der öffentlichen Meinung bei den ar-
beitslosen Jugendlichen vermutete Mißbrauch 
von Drogen und Alkohol konnte von den 
Streetworkern nach sechsmonatiger intensi-
ver Beobachtungszeit nicht bestätigt werden. 
Die arbeitslosen Jugendlichen zeigen ein ty-
pisches, durchaus alltägliches Arbeiterju-
gend-Verhalten, zu dem eben „zwei/drei 
Gläschen Bier" gehören. Das geringere Ta-
schengeld-Budget verhindert jede Art von 
Flucht in den Alkohol. Die Jugendlichen ha-
ben Mühe, ihren täglichen Rauch-Bedarf und 
ihr Glas Bier in der Gastwirtschaft zu bestrei-
ten. Als ausgesprochen luxuriös gilt es, wenn 
ein Junge in der Lage ist, seiner „Perle" eine 
Cola auszugeben.

Alle Vermutungen, Interpretationen und Hy-
pothesen greifen fehl, die sich als Kompensa-
tion für den Verlust an Arbeit und Geld nur 
das Ausweichen in Subkulturen (Cliquenbil-
dung, Rocker, Drogen, Alkoholismus, Zunah-
me von Versorgungsdelikten u. a.) vorstellen 
können. Die Arbeitsgruppe Kommunal- und 
Verwaltungsforschung der Universität Es- 
sen/Gesamthochschule prognostizierte bei-

spielsweise den Aufbau einer Ersatz- und Ge-
genwelt, die die arbeitslosen Jugendlichen 
als „Operationsbasis zur Beschaffung des be-
nötigten Konsums .nutzen' (Zunahme von 
Versorgungsdelikten) und aus der heraus sie 
sich Anerkennung und Beachtung .erkämp-
fen' (Gefahr der Brutalisierung)" 32).

Das Abgleiten in eine kriminelle Subkultur 
und die Gefahr der Brutalisierung sind des-
halb nicht gegeben, weil die meisten arbeits-
losen Jugendlichen nicht den Weg in Clique 
und Subkultur, sondern in Vereinzelung und 
Isolierung suchen. Sie fühlen sich als Stigma-
tisierte, als von der Arbeit Ausgeschlossene 
(outcasts), denen die Möglichkeit verwehrt 
ist, durch produktive Tätigkeiten ihre eigene 
Existenz zu sichern. Ein abweichendes Ver-
halten durch Ausüben einer Straftat (z. B. 
Diebstahl) würde sie noch mehr in die Außen-
seiterrolle drängen und ihr ramponiertes 
Selbstwertgefühl gerade nicht stärken. Aus 
diesem Grunde vermeiden arbeitslose Jugend-
liche jede Art von „Auffälligkeit"; sie mi-
schen sich in vorhandene Cliquen und Grup-
pen und verbergen ihren Arbeitslosen-Status. 
Sic bauen keine Gegenwelt auf, sondern ver-
suchen im Gegenteil durch Überanpassung 
ihre Gleichartigkeit und Gleichwertigkeit mit 
den Berufstätigen zu dokumentieren. Dieser 
selbstgewählte Anpassungszwang stellt das 
größte Hindernis für mögliche Solidarisierun-
gen unter arbeitslosen Jugendlichen dar. 
Nicht durch demonstrativen Freizeitkonsum, 
sondern durch lukrative Zeitjobs, Nebenbe-
schäftigungen und Schwarzarbeiten wollen 
sie sich auf eine Ebene mit den Berufstätigen 
stellen und sich von den vom gleichen Ar-
beitslosenschicksal Betroffenen distanzieren. 
Den größten Prestigegewinn kann der arbeits-
lose Jugendliche für sich buchen, der über 
den geldträchtigsten Nebenjob zu berichten 
weiß. Die Art der Beschäftigung spielt dabei 
keine Rolle.

An die Stelle der Beschäftigungs-, Arbeits-
und Berufsorientierung tritt die ausschließli-
che Job- und Erwerbsorientierung („Job-Hop- 
per"). Diese totale Fixierung auf das Geld 
kann so weit führen, daß die Möglichkeit, am 
nächsten Tag einen befristeten Job als 
Buch-Club-Werber anzunehmen, der Aussicht 
auf den Erhalt einer festen Arbeitsstelle zwei 
oder vier Wochen später vorgezogen wird.

Die finanzielle Abhängigkeit der arbeitslosen 
Jugendlichen vom Elternhaus sowie die mit

31) Arbeitsgruppe Kommunal- und Verwaltungs-
forschung der Universität Essen/Gesamthochschule, 
Jugendarbeitslosigkeit als Problem kommunaler 
Politik und Verwaltung. Vervielf. Manuskript Es-
sen 1975, S. 5.



der Dauer der Arbeitslosigkeit immer bewuß-
ter und spürbarer werdende Unfähigkeit, viel 
Freizeit „mit wenig Geld" auszufüllen, bewir-
ken eine Materialisierung der gesamten Le-
benshaltung. Die Jugendlichen erfahren, daß 
das Von-der-Hand-in-den-Mund-Leben mehr

1. Konsequenzen im konzeptionell-
organisatorischen Bereich

In einem wesentlichen Punkt muß das Pro-
jektkonzept modifiziert werden: Die räumli-
chen Grenzen können nicht eng genug gezo-
gen werden. Wie die Streetworker beobachtet 
haben, reicht der tatsächliche Kontakt- und 
Aktivitätsradius der arbeitslosen Jugendli-
chen nicht weiter „als bis zum Jugendheim 
oder zur Stammkneipe". Intensivere Kontakte 
und gemeinsames Arbeiten sind nur im un-
mittelbaren Nahbereich möglich. Eine noch so 
zentral gelegene Anlauf- und Beratungsstelle 
wird zürn ,Austrocknen‘ verurteilt, weil sie 
außerhalb des Alltagslebens der arbeitslosen 
Jugendlichen liegt. Daraus folgt die Notwen-
digkeit der Einrichtung mobiler Beratungs-
stellen, die periodisch wechselnd, d. h. regel-
mäßig und an bestimmten Tagen in den ein-
zelnen Wohnbezirken ihre .Zelte aufschla-
gen'.

Da gegenwärtig grundsätzlich jeder Jugendli-
che von Arbeitslosigkeit bedroht ist oder be-
droht werden kann, stellen die arbeitslosen 
Jugendlichen auch keine homogene Gruppe 
dar. Das gleiche Merkmal „Arbeitslosigkeit" 
hebt die vorhandenen ökonomischen, sozialen 
und bildungsmäßigen Unterschiede nicht auf. 
Es gibt nicht die arbeitslosen Jugendlichen, 
sondern allenfalls die zur Zeit arbeitslosen 
Jugendlichen, die größtenteils über kurz oder 
lang wieder beschäftigt sein werden. — Die 
arbeitslosen Jugendlichen stellen eine Ziel-
gruppe auf Zeit bzw. auf Abruf dar.

Die Zielgruppe „Arbeitslose Jugendliche" ist 
nur über ihren Bezugsort und ihre Bezugs-
gruppe psycho-sozial erreichbar und an-
sprechbar. Deshalb ist es auch gelungen, eine 
relativ homogene Gruppe für das Projekt 
Job-Freizeit in Essen zu gewinnen. Sie kamen 
überwiegend aus Jugendwohnheimen und 
nahmen als Clique bzw. Kleingruppe (nicht 
als einzelne) an dem Projekt teil. Bei ver-
gleichbaren Projekten sollten daher

— Jungarbeiterklassen, Klassen arbeitsloser 
Jugendlicher in Berufsschulen, Volkshoch-
schulen u. a.

zur Erhaltung des Selbstwertgefühls beiträgt 
als das zielstrebig-systematische Bemühen um 
einen Arbeitsplatz (ohne zwischenzeitliche Er-
folgserlebnisse und allenfalls mit einer größe-
ren Wahrscheinlichkeit auf eine Daueranstel-
lung) .

VII. Praktische Konsequenzen

— Vereins-, Sportgruppen, Jugendwohnheim-
gruppen

— Freizeit-, Interessen-, Jugendgruppen

— Cliquen, „peer groups"

gezielt angesprochen werden. Wie das 
street-work-Projekt gezeigt hat, ist es auch 
möglich (wenn auch schwierig und zeitauf-
wendig), neue Bezugsgruppen auf Zeit zu 
schaffen. Den Streetworkern war es gelungen, 
einzelne und freiwillig-unfreiwillig Sich-Ver- 
einzelnde und -Isolierende zu einer solchen 
Bezugsgruppe auf Zeit zusammenzufassen, die 
auch zu gemeinsamen Unternehmungen bereit 
gewesen wäre. Street-corner-work ist als pro-
jektvorbereitende Maßnahme vor allem dann 
unerläßlich, wenn es gilt, auch Unorganisierte 
und sich weniger in formellen Gruppen Enga-
gierende (z. B. arbeitslose Mädchen) anzuspre-
chen.

Auf street-corner-work als erprobter und be-
währter Methode informeller Jugend- und So-
zialarbeit kann nicht verzichtet werden. Nur 
dadurch lassen sich einzelne arbeitslose Ju-
gendliche ohne erkennbare Bezugsquellen 
(z. B. Schulklasse, Jugendwohnheimgruppe) 
oder Bezugspersonen (z. B. Lehrer, Heimleiter) 
erfolgreich ansprechen und gegebenenfalls 
motivieren und aktivieren. Um den personel-
len Aufwand relativ gering zu halten, emp-
fiehlt es sich, Teams mit je drei Streetwor-
kern zu bilden, denen allerdings in einem 
Stadtviertel mehrere Anlaufstellen bzw. Stütz-
punkte zugeordnet werden sollten. Wenig-
stens ein Streetworker des Teams muß im 
Stadtviertel aufgewachsen oder bekannt sein. 
Nach Aussagen der Streetworker schafft der 
persönliche Bekanntheitsgrad fast fünfzig Pro-
zent der Erfolgsvoraussetzungen, so daß sich 
die vorhandenen Kontakte nach dem Schnee- 
ballsystem „vermehren".

Als eine konsequente Fortsetzung der von 
den Streetworkern ausgehenden Selbstorgani-
sationsimpulse erscheint die Einrichtung ei-
ner von arbeitslosen Jugendlichen selbstver-
walteten Werkstätte. Hier sollten die Kom-
munen nach Klärung der haftungsrechtlichen 
Fragen organisatorische und finanzielle Hil- 



ien zur Selbsthilfe leisten. Erst dann sind die 
Voraussetzungen geschaffen, um aus sponta-
nen Einzelinitiativen auf längere Dauer ange-
legte und von arbeitslosen Jugendlichen ge-
meinsam getragene Selbsthilfewerke zu ma-
chen.

2. Konsequenzen im administrativ-politischen
Bereich

Die Landesregierung von Nordrhein-West-
falen hat aus den Ergebnissen des vom 
NRW-Sozialministers geförderten Hambor- 
ner Streetworker-Projekts die notwendigen 
Konsequenzen administrativ-politischer Art 
gezogen. Im Frühjahr 1976 beschloß die Lan-
desregierung in ihrem Anschlußprogramm 
zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 
eine Verbesserung der Beratung und Betreu-
ung arbeitsloser Jugendlicher durch sozial-
pädagogische Fachkräfte. Ihre sozialpolitische 
Entscheidung begründete und erläuterte die 
Landesregierung wie folgt: „Die bisherigen 
Erfahrungen mit dem Programm zur Bekämp-
fung der Jugendarbeitslosigkeit ergeben, daß 
rund zwei Drittel der arbeitslosen Jugendli-
chen von sich aus die angebotenen Hilfen 
nicht aufgreifen. .. Sozialpädagogen sind von 
ihrer Ausbildung und Berufspraxis her in der 
Lage, jugendliche Arbeitslose an ihren Treff-
punkten bzw. zu Hause aufzusuchen, zu bera-
ten, zu motivieren und in ihrer Persönlichkeit 
zu stabilisieren. . . Deshalb sollen im Rahmen 
der örtlichen Jugendhilfe bei freien oder öf-
fentlichen Trägern sozialpädagogische Koor- 
dinierungs-, Beratungs- und Betreuungsstellen 
eingerichtet werden. Diese Stellen sollen zu-
nächst in Arbeitsamtsbezirken mit hoher Ju-
gendarbeitslosigkeit aufgebaut und mit sozial-
pädagogischen Fachkräften besetzt werden. 
Dafür sind 70 sozialpädagogische Fachkräfte 
in diesem Aufgabenbereich vorgesehen". Die-
ses Förderungsprogramm ist geeignet, bessere 
Voraussetzungen für weitergehende arbeits- 
markt- und bildungspolitische Maßnahmen zu 
schaffen.

Aus den Hamborner Projekterfahrungen las-
sen sich noch weitere Forderungen von admi-
nistrativ-politischer Bedeutung ableiten. Ju-
gendzentren, Häuser der Jugend und Offene 
Türen müssen durchgehend von 10.00 Uhr 
bis 22.00 Uhr geöffnet werden. Der damit ver-
bundene erhöhte Personalaufwand ist mit 
haupt- und nebenamtlichen Fachkräften (z. B. 
Sozialpädagogen im Anerkennungsjahr, Prak-
tikanten des Sozialpädagogik- und Diplom-
pädagogenstudiums) abzudecken.

An Berufsschulen sind umgehend Planstellen 
für Sozialpädagogen bereitzustellen. Aufgabe 

dieser Sozialpädagogen ist die Beratung und 
Betreuung arbeitsloser Jugendlicher in ihren 
persönlichen, familiären, beruflichen und frei-
zeitbezogenen Problemen. Dabei muß der 
Neigung der Schuladministration, Sozialpäd-
agogen und Sozialarbeiter ausschließlich für 
.schul- und sozialpolizeiliche Aufgaben' ein-
zusetzen, durch entsprechende Bestimmun-
gen entgegengewirkt werden. Es empfiehlt 
sich daher, das Jugendamt als Anstellungsträ-
ger vorzusehen. Durch detaillierte Tätigkeits-
feldbeschreibungen ist dafür Vorsorge zu tref-
fen, daß die Sozialpädagogen nicht vormittags 
Flausbesuche und nachmittags Verwaltungs-
arbeiten machen, also für die einzelnen Schü-
ler kaum oder gar nicht erreichbar und an-
sprechbar sind. Sozialpädagogen an Berufs-
schulen müssen eine Mittlerfunktion zwi-
schen Schüler, Schule und Betrieb wahrneh-
men.

Berufspädagogik, Sozialpädagogik und Frei-
zeitpädagogik sind an den Pädagogischen 
Hochschulen und Universitäten als neue fach-
übergreifende Lernaufgaben im Rahmen der 
Lehrerausbildung verbindlich zu machen. Bis-
her gelten diese drei Bereichspädagogiken 
nur als individuelle Studienschwerpunkte für 
Diplompädagogikstudenten. Studierende für 
das Lehramt an allgemein- und berufsbilden-
den Schulen brauchten bisher nur Grund-
kenntnisse in Allgemeiner P

32
ädagogik und 

Schulpädagogik vorzu weisen ). Da mittler-
weile jeder Schüler von Numerus clausus und 
Arbeitslosigkeit bedroht ist, dürfen sich auch 
die Schulen .diesen psycho-sozialen Proble-
men nicht verschließen.

Die Volkshochschulen sollten verstärkt Kurse 
nach Bedarf bzw. auf Abruf für arbeitslose 
Jugendliche bereitstellen. Wie die Erfahrung 
zeigt, werden durch bürokratische Auskünfte 
wie „Der nächste Kurs beginnt im Herbst" 
oder „im Frühjahr" grundsätzlich vorhandene 
Motivationen und Interessen wieder abge-
baut. Arbeitslose Jugendliche planen nur für 
den Augenblick und nicht für die Zukunft. 
Die hohe Fluktuation der Teilnehmer kann er- 

32)  Bezeichnend für die gegenwärtige Situation ist 
folgendes Beispiel: Die im Rahmen eines offiziel-
len Lehrauftrags geplante Lehrveranstaltung zum 
Thema „Pädagogische Ansätze zur Lösung des 
Problems der Jugendarbeitslosigkeit und ihrer so-
zialen Folgen" wurde vom zuständigen Fachbe-
reich Erziehungswissenschaft der Gesamthoch-
schule Siegen im Sommer 1976 mit der Begrün-
dung zurückgewiesen, die Behandlung dieses The-
mas sei innerhalb der Ausbildung von Studieren-
den für das Lehramt an allgemein- und berufsbil-
denden Schulen Bnicht notwendig"!



heblich reduziert werden, wenn die Kursleiter 
methodisch-didaktisch auf ihre besondere 
Aufgabe vorbereitet werden (evtl, durch Wo-
chenendlehrgänge), so daß sie sich auf die 
konkreten Interessen und vorhandenen Fähig-
keiten der arbeitslosen Jugendlichen besser 
einstellen können.

Den arbeitslosen Jugendlichen ist die kosten-
lose Benutzung des öffentlichen Nahverkehrs 
zu ermöglichen. Der Aktionsradius der ar-
beitslosen Jugendlichen reicht oft nicht wei-
ter als bis zum Jugendheim oder zur Kneipe. 
Ein Hauptgrund für die faktische Immobilität 
ist die finanzielle Misere, die größere Bus- 
oder Bahnfahrten nicht erlaubt. Die Jugendli-
chen helfen sich aus diesem Dilemma, indem 
sie „fast regelmäßig" (nach den Aussagen der 
Job-Freizeit-Mitarbeiter) „schwarz fahren" 
und damit das Risiko eines Gerichtsverfah-
rens wegen Beförderungserschleichung 
(durchschnittliche Gerichtskosten für den 
Staat: ca. 350,— DM) eingehen. Die zuständi-
gen Jugendwohlfahrtsausschüsse sollten da-
her den jeweiligen Stadträten eine Beschluß-
vorlage empfehlen, die den arbeitslosen Ju-
gendlichen die kostenlose Benutzung des öf-
fentlichen Nahverkehrs im unmittelbaren
Ortsnetzbereich erlaubt. Als Nachweis würde 
eine Bescheinigung des Arbeitsamtes genü-

gen, die einen halben Monat Gültigkeit haben 
sollte.
Nach dem gleichen Prinzip (Halbmonatsbe-
scheinigung) sollten arbeitslosen Jugendli-
chen Preisvergünstigungen für die Benutzung 
kultureller Einrichtungen (Volkshochschule, 
Bücherei, Museum, Theater u. a.) und städti-
scher Freizeiteinrichtungen (Schwimmbäder, 
Sportanlagen, Bundesligaspiel, Kommunale 
Kinos u. ä.) gewährt werden. Ohne Konsum-
anreize können Arbeiterjugendliche schwer-
lich für Weiterbildungsmaßnahmen aktiviert 
werden.

Hilfen zur Bewältigung psycho-sozialer Pro-
bleme der Jugendarbeitslosigkeit überschrei-
ten die Kompetenz der Arbeitsmarktpolitik. 
Sie müssen als referats- und ressortübergrei-
fende Aufgabe erkannt werden. Die bisher in 
Förderungsmaßnahmen für arbeitslose Ju-
gendliche dominierenden, vorwiegend ökono-
misch begründeten Restriktionen (z. B. Min-
destteilnehmerzahl) verhindern eine angemes-
sene Berücksichtigung sozialer Belange.

Dem anhaltenden Privatisierungstrend im 
kommunalen Bereich muß entgegengewirkt 
werden, um größeren Verfügungsspielraum 
für die in Zukunft immer bedeutsamer wer-
denden Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen der 
öffentlichen Hand zu bekommen.



Walter Jaide: Jugend und Politik heute. Soziale und politische Einstellungen 
und Verhaltensweisen im Spiegel neuerer Untersuchungen in der Bundesrepublik 
Deutschland

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 39-40/76, S. 3—24

An der Spitze der jugendlichen Interessengebiete stehen nicht politische Probleme im 
engeren Sinne, sondern solche der persönlichen Entfaltung und Befriedigung in Schule, 
Beruf, Familie, Freizeit und Freundeskreis. Politische Zielsetzungen — besonders Sicher-
heit und Frieden innen und außen — werden gleichsam als Flankenschutz bewertet. Darin 
zeigen sich u. a. Zurückhaltung und Überdruß gegenüber einer starken bzw. extremen 
Politisierung der Jugend, wie sie sich in kleinen Minderheiten vollzieht. Daß dazu im 
Bewußtsein der meisten Jugendlichen keine besonderen Anlässe vorliegen, erweisen ihre 
hohen Quoten von Zufriedenheit bzw. Zustimmung zu Schule, Beruf und Arbeit, Wirt-
schaftssystem und Staatsgesellschaft der Bundesrepublik Deutschland. Diese Zufrieden-
heiten bedürfen zwar umsichtiger, vielschichtiger Deutungen; sie lassen sich jedoch nicht 
als Meinungsverkehrungen aus Unwissenheit, Desinteresse oder Entfremdung bagatelli-
sieren. Den Zufriedenen stehen in unterschiedlichen Minderheiten Unzufriedene und 
skeptisch „Verdrossene" sowie „Systemveränderer" gegenüber, wobei die letzteren meist 
zu den Schülern und Studenten gehören.
Ähnlich verschieden, wie sich Zustimmung und Opposition auf die Jugendlichen und ihre 
sozialstrukturellen Gruppen verteilen, halten sie die mannigfachen politischen Aktions-
weisen — legale, konventionelle, unkonventionelle, illegale — für akzeptabel oder wirk-
sam bzw. sind sie zur Teilnahme an solchen bereit.
Eine Prognose muß die Relevanz und evtl. Balance der verschiedenen Politikbereiche 
einkalkulieren, ferner die Stabilität oder Instabilität aufgrund von Zufriedenheiten und 
Unzufriedenheiten, die Partnerschaft zwischen Eltern und Jugendlichen und die zuneh-
mende soziale Aufstiegsmobilität breiter Jugendkreise und deren ideologische Beeinflus-
sung. Eine solche Prognose dürfte ein stärkeres Wiedereinpendeln zwischen verschiedenen 
konservativen und progressiven, „normalen" und „extremen" Einstellungen innerhalb der 
Jugend in Aussicht stellen.

Horst W. Opaschowski: Zur Lebenssituation arbeitsloser Jugendlicher. Ergebnisse 
eines sozialpädagogischen Projekts

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 39-40/76, S. 25—47

Angesichts der sich abzeichnenden Gefahr einer nicht geringen Jugendarbeitslosigkeit bis 
in die Mitte der achtziger Jahre hinein kommt der vorliegenden Untersuchung zur Lebens-
situation arbeitsloser Jugendlicher besondere Bedeutung zu. Darin werden die Ergebnisse 
eines 1975/76 vom Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein- 
Westfalen geförderten sozialpädagogischen Projekts zusammengefaßt.
Im Mittelpunkt der Untersuchung stehen Überlegungen zur Überwindung bzw. Milderung 
der psycho-sozialen Folgen der Jugendarbeitslosigkeit durch Stabilisierung des Selbst-
wertgefühls, Überwindung der Isolierung, Förderung der Eigeninitiative, Stärkung der 
Arbeitsmotivation und Erhaltung der Berufsperspektive. Die Darstellung bezieht sich 
dabei nicht auf „irgendeine" Situation, sondern konkret auf die Wohn- und Lebensbedin-
gungen arbeitsloser Jugendlicher im Duisburger Arbeiterviertel Hamborn, dem in der 
Bundesrepublik wohl am stärksten von der Jugendarbeitslosigkeit betroffenen Großstadt-
gebiet. Hier ist jeder dritte bis vierte Arbeitslose ein Jugendlicher unter 20 Jahren.
Unter Rückgriff auf Erfahrungen der amerikanischen und skandinavischen Sozialarbeit 
hat ein Team von fünf Sozialarbeitern und Sozialpädagogen zwischen Oktober 1975 und 
März 1976 rund 130 arbeitslose Jugendliche an ihren Treffpunkten im Freien, in Gast-
stätten, Jugendheimen und zu Flause aufgesucht, problemorientierte Gesprächskontakte 
aufgenommen und Beratungen durchgeführt. „Streetwork" (Straßenberatung) als Sozial-
arbeit im Kontaktbereich der Straße und des Wohngebiets erwies sich dabei als neue 
und praktikable Methode der direkten Einwirkung auf arbeitslose Jugendliche.
Die „Streetworker“ machten die Erfahrung, daß arbeitslose Jugendliche Angst haben, 
sich als einzelne zu exponieren (weshalb sie auch so schwer zu erreichen sind). Sie 
fühlen sich als Stigmatisierte, als von der Arbeit Ausgeschlossene. Indem sie ihren 
Arbeitslosen-Status verbergen, vermeiden sie jede Art von Auffälligkeit und unterliegen 
dem Zwang zur „Überanpassung". Hinzu kommt die Abschirmfunktion der Familie, die eine 
weitere Reduzierung der sozialen Kontakte bewirkt. Familiäre und nachbarliche Solida-
rität yerhindern eine Flucht der arbeitslosen Jugendlichen in Alkohol, Drogenkonsum 
und Kriminalität. Ein Zusammenhang zwischen Jugendarbeitslosigkeit und Jugendkrimi-
nalität ist nicht nachweisbar.
Arbeit hat für viele arbeitslose Jugendliche einen anderen Stellenwert bekommen. Her-
kömmliche Formen von Arbeit („Maloche") und Beruf sind kaum mehr erstrebenswert. 
Was zählt, sind Job und Gelderwerb. Die Berufsperspektive wird aufgegeben zugunsten 
einer ausschließlichen Erwerbsorientierung. Die Gefahr einer Materialisierung der ge-
samten Lebenshaltung ist groß. Die Folgen für die Betroffenen und die Gesellschaft sind 
noch nicht absehbar.


